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Zukunft Tierhaltung: „Der Ball liegt bei der Politik“, 09.10.2021

Im Rahmen einer Fachtagung zum Thema „Gesamtbetriebliche Haltungskonzepte“ am Versuchs- und

Bildungszentrum Landwirtschaft Haus Düsse diskutierten Experten darüber, wie neue Konzepte für

mehr Tierwohl realisierbar sind. Denn egal ob Rind, Schwein oder Geflügel – alle Tierhalter stehen

aktuell vor großen Herausforderungen. Moderiert wurde die Diskussionsrunde von Dr. Ludger

Schulze Pals, Geschäftsführer Landwirtschaftsverlag Münster.

"Methan wird das nächste große Thema": In der Rinderhaltung entwickele sich neben der Diskussion

um mehr Tierwohl das Thema Methan zu einem gesellschaftlichen und politischen Thema – ohne

dass die Zusammenhänge des Kohlenstoff-Kreislaufes abschließend geklärt seien. Das machte

Karsten Schmal, Milcherzeuger und Vizepräsident des Deutschen Bauern-verbandes (DBV), deutlich.

Wichtig sei deshalb, die Zusammenhänge immer wieder zu erklären. [...]

Schweinehalter fordern Klarheit: In der Schweinehaltung bleibe das Thema Ringelschwanz eines der

größten Baustellen, trotz neuer, innovativer Haltungskonzepte. „Auch Fütterung oder Genetik spielen

eine Rolle bei diesem multikausalen Problem. Wir haben noch einen weiten Weg vor uns, um sicher

sagen zu können: So lassen sich Schweine mit langen Schwänzen praktikabel halten“, erklärte Philipp

Schulze Esking Landwirt und Vizepräsident der Interessenvertretung der marktorientierten und

spezialisierten Schweinehalter (ISN) und der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft (DLG).

Neben der aktuell katastrophalen finanziellen Lage mache Schweinehaltern auch die unklaren

Vorgaben der Haltungsstufen und die dafür nötigen, aber ebenfalls unklaren Stallumbauten Sorge.

„Viele Schweinehalter wollen auf die Anforderungen des Marktes reagieren und in mehr Tierwohl

investieren oder Auslauf anbieten. Doch es fehlt das finale ‚Go‘“, so Schulze Esking.

"Politik muss jetzt Fakten schaffen": Die Verantwortung dafür ist für Jochen Borchert, Minister a. D.,

Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung, ganz eindeutig: „Der Ball liegt im Feld der Politik. Sie muss sich

entscheiden, wie die Nutztierhaltung in 20 Jahren aussehen soll. Wenn der Staat für den Umbau der

Tierhaltung bereit ist und konkrete Finanzierungen zusagt, dann sind auch die Landwirte dazu bereit!“

Denn Entwicklungen und Innovationen seinen nur dann zu erwarten, wenn Landwirte Klarheit und

verlässliche Rahmenbedingungen bekommen. Diese müsse jetzt auch die neue Regierung bald

möglichst schaffen. (…..)

Konflikt Tierschutz und Biosicherheit: Nicht für alle Tierarten sind die Borchert-Vorgaben voll

umsetzbar machte Friedrich Otto Ripke, Präsident des Zentralverbands der Deutschen

Geflügelwirtschaft, deutlich. In der Geflügelhaltung sei es nicht immer möglich Tiere in allen

Haltungsstufen unterzubringen. Schließlich komme es bei der Außenhaltung von beispielsweise

Hähnchen oder Puten zum Konflikt zwischen Tierschutz und Biosicherheit. „Wir können nicht um

jeden Preis etwas umsetzen, was angeblich Tierwohl bringen soll. Wir brauchen vorher eine konkrete

Folgenabschätzung der Politik“, so Ripke.

Zu einer offenen und ehrlichen Kommunikation der aktuellen Tierhaltung riet außerdem Frank Lenz

vom Bundesinformationszentrum Landwirtschaft (BZL). Schon das Wort „Massentierhaltung“ sei

schwer zu kommunizieren. Dabei zeigten aktuelle Projekte immer wieder: Tierwohl hängt vor allem

vom Betriebsleiter ab. Kindergärten und Besuchergruppen auf den Hof zu holen, sei ein wichtiger

Schritt. [...]

Klar wurde auch, dass staatliche Verträge im Vergleich zu privaten Lösungen für die Finanzierung die

höchste Sicherheit und damit Planbarkeit für Landwirte bringen. Borchert erklärte dazu: „Aber wie

genau der Staat die Finanzierung gestalten will, muss der Staat dann selbst entscheiden. Das kann

uns oder den Landwirten aber auch egal sein. Hauptsache ist: Die Politik schließt die Verträge für 20

Jahre ab.“

Quelle: topagrar.com, gekürzt



Agrardialog steht vor einer Richtungsentscheidung, 11.10.2021

Die Gespräche zwischen Handel und Landwirtschaft bleiben kompliziert. Der Handel will den

Agrardialog in die Koordinierungszentrale überführen. Doch das Misstrauen ist weiterhin groß. Die

landwirtschaftlichen Mitglieder im Agrardialog stehen vor einer Richtungsentscheidung. Anfang der

Woche wollen sie festlegen, wie sie sich nach dem Seitenwechsel des Lebensmitteleinzelhandels

verhalten. Vergangene Woche hatten die am Agrardialog teilnehmenden Händler unmissverständlich

klar gemacht, dass sie den Agrardialog verlassen und die Zukunft für die Gespräche in der

Koordinationszentrale sehen.

„Die am Agrardialog teilnehmenden Lebensmitteleinzelhandelsunternehmen Aldi Nord/ALDI SÜD,

EDEKA, Kaufland, Lidl und REWE sowie der BVLH bekennen sich klar zu einer Überführung des

Agrardialogs in die Zentrale Koordination Handel-Landwirtschaft (ZKHL)“, hatte der Bundesverband

des Deutschen Lebensmittelhandels (BVLH) die Position des LEH zusammengefasst.

LEH will Agrardialog in die ZKHL rüber ziehen: In der vom Deutschen Bauernverband (DBV),

Deutschen Raiffeisenverband (DRV) und vom Handelsverband Deutschland (HDE) gegründeten

Koordinierungszentrale ist der BVLH bereits Mitglied. Nun will er auch die landwirtschaftlichen

Vertreter des Agrardialogs dahin mitziehen. „Der befristete Agrardialog hat gute und fachlich

konstruktive Arbeit geleistet, die sich bestens in der ZKHL fortführen lässt“, heißt es in dem Schreiben

des BVLH. Und er übt auch zeitlichen Druck aus: „Die Dringlichkeit und Relevanz der Themen fordert

dort ihre zügige Weiterbearbeitung“, schreibt der BVLH. In den bisherigen Arbeitsgruppen des

Agrardialogs soll es nun nur noch Abschlusspapiere über den verhandelten Sachstand geben, die

dann an den Leiter der ZKHL Hermann-Josef Nienhoff übergeben werden sollen.

Quelle: topagrar.com

 

Sonderhilfen der EU für Schweinehalter nicht zu erwarten, 13.10.2021

Auf ein Brüsseler Hilfspaket wie vor Jahren für die europäischen Milcherzeuger können die

Schweinehalter trotz aktuell miserabler Preise nicht hoffen. EU-Agrarkommissar Janusz

Wojciechowski gab sich in dieser Hinsicht ablehnend. Er wies beim Agrarratstreffen in Luxemburg

darauf hin, dass mit Unterstützungsmaßnahmen auch negative Effekte wie eine anhaltende

Überproduktion einhergehen könnten. Anlass für die Absage des Polen war eine Erklärung Belgiens,

die von 18 weiteren Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, Frankreich und Polen unterstützt und in

der auf die "dramatische Lage" auf dem EU-Schweinefleischmarkt hingewiesen wurde.

Der Erklärung zufolge liegen die Preise für Schlachtschweine auf dem niedrigsten Niveau seit rund

einem Jahrzehnt. Daher seien Hilfen geboten, erklärte die belgische Delegation bei dem

Luxemburger Ministertreffen. Gründe für den Verfall der Preise seien unter anderem die Corona-Krise

und der damit einhergehende Einbruch beim Außer-Haus-Verzehr. Auch der Rückgang der

Schweinefleischexporte nach China sowie die Afrikanische Schweinepest (ASP) gehörten zu den

Hauptfaktoren.

Wojciechowski verwies indes darauf, dass die Landwirte bisher nicht mit einer Verringerung der

Schweineproduktion reagiert hätten und dass trotz sinkender Preise. Sondermaßnahmen wie

beispielsweise Beihilfen zur Privaten Lagerhaltung (PLH) erforderten nicht nur erhebliche Mittel aus

dem EU-Haushalt, sie könnten auch kontraproduktiv sein und falsche Signale an den Markt senden.

Der Brüsseler Agrarchef gab außerdem zu bedenken, dass Stützungsmaßnahmen "die notwendige

Marktanpassung" verzögern und die Krise so noch verlängern würden. Er empfehle stattdessen, mit

gezielten nationalen und regional passgenauen Beihilfeprogrammen den Schweinefleischsektor zu

entlasten.

Quelle: raiffeisen.com; AgE



EU-Agrarrat fordert strengeres Europäisches Tierschutzrecht, 13.10.2021

In seiner Sitzung am Montag und Dienstag diese Woche in Luxemburg hat der EU-Agrarrat unter

anderem über eine Umgestaltung des europäischen Tierschutzrechts beraten, um EU-weit eine

Verbesserung des Tierwohls in der Nutztierhaltung zu erreichen. Wie das Bundesministerium für

Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) mitteilte, legte Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner

gemeinsam mit ihren Amtskollegen aus Belgien, Dänemark, Schweden und den Niederlanden in

einem Positionspapier konkrete Vorschläge vor.

In dieser Woche tagten am Montag und Dienstag die EU-Agrar- und Fischereiministerinnen und

Minister in Luxemburg. Auf der Tagesordnung des EU-Agrarrates stand unter anderen die

Erneuerung des europäischen Tierschutzrechts. Wie die Bundesministerin für Ernährung und

Landwirtschaft, Julia Klöckner, gestern Nachmittag in einer Pressemitteilung erklärte, begrüße

Deutschland die von der Kommission begonnene Revision des EU-Tierschutzrechts. Im EU-Agrar-

und Fischereirat habe sich Klöckner bereits mehrfach für höhere und EU-weit harmonisierte

Tierschutzstandards ausgesprochen. [...]

Klöckner: Gemeinsam europäisch vorangehen: Die Landwirtschaftsministerin betonte, dass die

bestehenden Tierschutzmaßnahmen noch stärker harmonisiert, verbessert und an die Bedürfnisse

der Tiere ausgerichtet werden müssten. Man wolle gemeinsam europäisch vorangehen und neue,

notwendige Tierwohl-Maßnahmen abgestimmt anstoßen. Es gilt, die gesamte Lebensspanne der

Tiere in den Blick zu nehmen – von Geburt über Haltung und Transport bis hin zur Schlachtung von

Nutztieren, so Klöckner.

Mehrheit der EU-Mitgliedsstaaten fordert mehr Tierschutz: Einem Bericht der Agrarzeitung zufolge,

fand die Initiative im EU-Agrarrat breite Anerkennung. So sollen bereits mögliche Themen benannt

worden sein, unter anderem auch die Kennzeichnung der Haltungsbedingungen von Nutztieren auf

Lebensmitteln. In der Diskussion mahnte Frankreich an, dass strengere Tierschutzbestimmungen

auch für importierte Produkte gelten müssten. Ungarn warnte vor zusätzlichen Kosten für die

Tierhalter, die zu Wettbewerbsnachteilen der Fleischerzeugung in der EU führten. Die Slowakei

forderte vor Änderung der Gesetzgebung zunächst eine Folgenabschätzung und einen Ausgleich für

die Erzeuger für mögliche Mehrkosten. Laut der Agrarzeitung wolle die EU-Kommission im Jahr 2023

Vorschläge für eine Verschärfung der EU-Tierschutzgesetze vorlegen.

Quelle: schweine.net

Afrikanische Schweinepest bei einem Wildschwein in Sachsen, 14.10.2021

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft informiert, dass sich der Verdacht der

Afrikanischen Schweinepest (ASP) bei einem Wildschwein in Sachsen außerhalb der bestehenden

Sperrzonen bestätigt hat. Das Nationale Referenzlabor – das Friedrich-Loeffler-Institut – hat die

Tierseuche in der entsprechenden Probe heute nachgewiesen.

Der Fundort liegt im Landkreis Meißen – in der Nähe der A13 bei Radeburg und damit circa 60

Kilometer außerhalb der bisher bestehenden Sperrzonen. Das Tier war im Rahmen der erweiterten

Monitoringmaßnahmen erlegt worden, bei denen gesund erlegte Wildschweine auch westlich der

bisherigen Zonen untersucht werden. Sachsen muss nun auch hier die entsprechenden Schutzzonen



Das plant die Ampel für die Landwirtschaft - Ergebnis der Sondierungen, 15.10.2021

Das Ergebnis der Sondierungsgespräche zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP für die

anstehenden Koalitionsverhandlungen liegt vor. Für die Landwirtschaft zeichnet sich ein „grün-gelber“

Weg in die Zukunft ab. Die angehenden Ampel-Koalitionäre wollen die Landwirtschaft unterstützen,

„einen nachhaltigen, umwelt- und naturverträglichen Pfad einzuschlagen“. Ziel ist gleichzeitig, ein

langfristig auskömmliches Einkommen für die Landwirte zu sichern. So steht es in dem 12-seitigen

Papier mit dem Ergebnis der Sondierungsgespräche, das agrarheute vorliegt.

„Wir wollen die Bäuerinnen und Bauern darin unterstützen, die Nutztierhaltung tiergerecht

umzubauen“, postulieren SPD, Grüne und FDP. Für Transparenz beim Einkaufen soll eine

Haltungskennzeichnung sorgen. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln soll auf das notwendige Maß

beschränkt werden. Das Artensterben betrachten die Unterhändler als „eine weitere ökologische

Krise“. [...] 

Ausbau der erneuerbaren Energien drastisch beschleunigen: Relativ ausführlich geht das

Sondierungspapier auf die Energiepolitik ein. Die Ampel-Partner kündigen noch für das Jahr 2022 ein

Klimaschutz-Sofortprogramm an. Darin sollen alle Sektoren einen Beitrag zum Klimaschutz leisten

müssen, auch die Landwirtschaft.

Den Ausbau der erneuerbaren Energien wollen SPD, Grüne und FDP drastisch beschleunigen. Für

Windkraft an Land sollen 2 Prozent der Landesfläche ausgewiesen werden. Auf gewerblichen

Neubauten sollen Solarmodule Pflicht werden. Die EEG-Umlage wollen die drei Parteien so schnell

wie möglich beenden, wenn sie die Regierung stellen.

Verwaltungsverfahren verkürzen - 12 Euro Mindestlohn: Um Deutschland zu modernisieren, wollen

die Ampel-Partner die Verwaltungs-, Planungs -und Genehmigungsverfahren beschleunigen. Die

Verfahrensdauer soll mindestens halbiert werden. Die Verwaltung soll agiler und digitaler werden.

Ferner kündigen die Parteien an, den gesetzlichen Mindestlohn auf 12 Euro pro Stunde zu erhöhen.

Die Minijob-Grenze soll auf 520 Euro angehoben werden.

Es sollen keine neuen Substanzsteuern eingeführt werden. Einkommen-, Unternehmens- oder

Mehrwertsteuer sollen nicht erhöht werden. Superabschreibungen sollen der Konjunktur einen Schub

geben. Unwirksame sowie umwelt- und klimaschädliche Subventionen und Ausgaben will die Ampel

auf den Prüfstand stellen.

Am Willen der Unterhändler von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP, die nächste Regierung zu

stellen, lässt das Sondierungsergebnis keinen Zweifel. "Wir sind davon überzeugt, dass wir einen

ambitionierten und tragfähigen Koalitionsvertrag schließen können", heißt es in dem Ergebnispapier.

Die Koalitionsverhandlungen im größeren Kreis könnten somit schon kurzfristig beginnen, wenn die

Parteigremien dem bisher erreichten Zwischenstand zustimmen.

Quelle: agrarheute.com



China kauft Schweinefleisch für staatliche Reserven, 11.10.2021

China beginnt wieder mit dem Aufbau von Schweinefleischreserven, da die Regierung versucht, die

Preise unter Kontrolle zu halten. Das chinesische Handelsministerium hat gerade angekündigt,

30.000 Tonnen Schweinefleisch für seine staatlichen Reserven gekauft zu haben. Eine Ankündigung,

die einen Anstieg der Schweinefleisch-Futures-Preise um 8% unmittelbar widerspiegelte.

Insbesondere die Preise für lebende Schweine an der Börse von Dalian stiegen Ende Montag, dem

11. Oktober, auf 15.285 Yuan (2.374,44 USD) pro Tonne. Dies ist der größte Anstieg seit der

Schaffung dieses Marktes im Januar. Es stellt auch den höchsten Anstieg der Schweinefleisch-

Futures-Preise seit dem Rückgang des Marktes zu Beginn des Jahres dar. In den ersten neun

Monaten des Jahres 2021 haben die Schweinepreise in China 65% an Wert verloren.

Die chinesische Regierung hält daher an ihrer Strategie fest, die Schweinepreise nach dem Einbruch

in diesem Jahr, der ihren Erzeugern große Verluste verursachte, aufrechtzuerhalten. Die Daten

bestätigen, dass die Anhäufung von Schweinefleisch durch die Regierung die Preisstrategie

begünstigt, die China verfolgte, als es im Juni ankündigte, staatliche Reserven zu verwenden, um sie

nach dem großen Einbruch zu stabilisieren. Allerdings dürften sich die Schweinefleischimporte bis

Ende des Jahres verlangsamen, da die Inlandsproduktion 2021 höher ausfiel als erwartet.

Quelle: euromeats.com

Ferkel VEZG

25 kg Notierung / 200er Gruppe

Aktuelle Woche: 18,00 EUR
(18.10.21 – 25.10.21)

Vorwoche: 18,00 EUR

Mastschweine VEZG

Basispreis je kg SG

Aktuelle Woche: 1,20 EUR

(13.10.2021)

Vorwoche: 1,20 EUR
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